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Einleitung 

Die Europa-Euphorie der Vergangenheit ist verflogen. Wie die eher kargen 
Ergebnisse von Amsterdam1 zeigen, ist in der wellenförmig verlaufenden Ent-
wicklung der europäischen Integration derzeit eher eine Talsohle zu durch-
schreiten, bevor neue Gipfel in Angriff  genommen werden können. Diese 
Stimmungslage deutete sich in Deutschland bereits im Zusammenhang mit der 
Ratifikation des als Vertrag von Maastricht bezeichneten Vertrages über die 
Europäische Union (EUV) an2. Während politisch vor allem die wirtschaft-
lichen, sozial- und arbeitsmarktpolitischen sowie die außenpolitischen Vor- und 
Nachteile einer Ratifikation Gegenstand intensiver und leidenschaftlicher Aus-
einandersetzungen waren, warf die Ratifikation des EU-Vertrages verfassungs-
rechtlich davon gänzlich zu unterscheidende Probleme auf: Wie weit ermöglicht 
es das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, sich internationalen oder 
supranationalen Organisationen anzuschließen und diesen Organisationen zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gegebenenfalls auch eigenständige Entscheidungsbe-
fugnisse einzuräumen? Ist unter der Geltung des Grundgesetzes auch eine Be-
teiligung Deutschlands an einem europäischen Bundesstaat zulässig? Welche 
Kompetenzen können auf Hoheitsträger der Europäischen Union übertragen 
werden, welche müssen nach dem Grundgesetz zwingend durch die deutschen 
Organe selbst ausgeübt werden? 

Die Ratifikation des EU-Vertrages hat aber nicht nur in Deutschland,, son-
dern auch in einer Reihe von anderen Mitgliedstaaten politische und ver-
fassungsrechtliche Grundsatzdiskussionen über Ausmaß, Ziel und Grenzen der 
europäischen Integration ausgelöst3. In Dänemark, Frankreich und Irland muß-
ten Volksabstimmungen über die Ratifikation durchgeführt  werden, und in 
mehreren Mitgliedstaaten konnte die Ratifikation erst nach einer Änderung der 
nationalen Verfassungen erfolgen4. Auch in anderen Mitgliedstaaten als in der 
Bundesrepublik Deutschland kam es zu gerichtlichen Verfahren im Zusammen-

1 ABl. 1997 Nr. C 340 S. 1. 
2 ABl. 1992 Nr. C 191 S. 1. 
3 Hierzu ausführlich  Hilf/Pache,  Vorb. zum EUV, Rn. 23, 29 ff,  in: Grabitz/Hilf 

(Hrsg.), Kommentar zum EUV. 
4 Näher Hölscheidt/Schotten,  S. 30 ff;  Körkemeyer,  S. 106 ff;  Heinrichs,  DÖV 

1994, S. 368ff.m.w.N. 
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hang mit der innerstaatlichen Umsetzung des EU-Vertrages5. In diesen Ver-
fahren ging es vor allem um die Frage, welche Verfassungsänderungen erfor-
derlich waren, um die Ratifikation zu ermöglichen, oder um die Ordnungs-
mäßigkeit des innerstaatlichen Verfahrens6. Bemerkenswert daran ist, daß nicht 
in den klassischen Nationalstaaten wie etwa Großbritannien oder Frankreich, 
sondern vor allem in Deutschland die Sorge um die Bewahrung der National-
staatlichkeit in den Vordergrund der verfassungsrechtlichen Auseinander-
setzung rückte7. Die Diskussion in Deutschland hat gezeigt, daß das Verhältnis 
von deutschem Verfassungsrecht  und europäischem Gemeinschaftsrecht noch 
längst nicht geklärt8 und insbesondere die Frage nach den möglichen ver-
fassungsrechtlichen Schranken der deutschen Integrationspolitik noch nicht 
hinreichend beantwortet ist9. 

Dieser Fragestellung soll im folgenden nachgegangen werden. Berücksich-
tigung findet hierbei die grundlegende Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 12. Oktober 1993, die die Ratifikation des EU-Vertrages für mit 
dem Grundgesetz vereinbar erklärt hat10. Das Bundesverfassungsgericht  hat in 
dieser Entscheidung aber auch Hinweise gegeben, die die Grenzen der Übertra-
gung von Hoheitsrechten betreffen,  und es hat Auslegungen des Grundgesetzes 
vorgenommen, die künftigen Integrationsschritten Deutschlands und den 
Handlungen der Europäischen Union einen begrenzenden Rahmen vorgeben. 

Gleichwohl sind nicht alle Fragen im Hinblick auf die Übertragung von 
Hoheitsrechten beantwortet. Welche Forderungen werden etwa durch den neuen 
Artikel 23 GG an die Struktur der Europäischen Union gestellt? Welche Betei-
ligungsmöglichkeiten stehen den deutschen Verfassungsorganen im Vorfeld der 
Übertragung von Hoheitsrechten zu, und wie wirkt sich eine derartige Betei-
ligung auf die Möglichkeiten der Übertragung von Hoheitsrechten aus? Gibt es 
eine Grenze zwischen der Übertragung einzelner Hoheitsrechte und der Über-
tragung ganzer Hoheitsbereiche? Droht durch die Fülle erfolgter  und zu erwar-
tender Hoheitsrechtsübertragungen ein nach dem Grundgesetz nicht hinnehm-

5 Zu den Entscheidungen des französischen Verfassungsrates  Walter,  EuGRZ 
1993, S. 183 ff.;  zum Verfahren  in Großbritannien Hölscheidt/Schotten,  S. 57 ff.;  zu den 
Verfahren  vor den Verfassungsgerichten  Frankreichs und Spaniens Hofmann,  S. 943 ff. 

6 Heinrichs,  DÖV 1994, S. 373 ff. 
7 Heintzen,  EuR 1994, S. 35 IT.; Steinberger,  FS Bernhardt, S. 1314. 
8 Seidel formuliert  in diesem Zusammenhang: „Die Eingliederung Deutschlands 

in die Integration Europas ist seit jeher mit der Frage verbunden, welche Vorgaben und 
Grenzen ihr durch das Grundgesetz gesetzt sind.", ders.,  Deutsche Verfassung, S. 1. 

9 Steinberger,  FS Bernhardt, S. 1314; Huber,  ThürVBl. 1994, S. 2. 
1 0 BVerfGE 89, S. 155 ff. 
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barer Verlust an Staatlichkeit? Insofern hat die Feststellung Klaus Sterns aus 
dem Jahre 1984 weiterhin grundlegende Bedeutung: „Es war und ist eine der 
großen verfassungsrechtlichen Fragen des Grundgesetzes, die verfassungsrecht-
lichen Schranken des Übertragungsaktes und seine Rechtsfolgen zu ermit-
teln."11 

Ziel der folgenden Ausführungen ist es, die Möglichkeiten der Übertragung 
von Hoheitsrechten nach dem Grundgesetz und die vom Grundgesetz aufge-
stellten Grenzen solcher Hoheitsrechtsübertragungen aufzuzeigen, die sowohl 
den Adressaten der übertragenen Hoheitsrechte als auch den Schutz grund-
legender Strukturen der deutschen Verfassungsordnung betreffen  (Teil Α.). Vor 
diesem Hintergrund wird der Vertrag von Maastricht daraufhin untersucht, in 
welchen Regelungsbereichen er Hoheitsrechtsübertragungen von den Vertrags-
parteien auf die Europäische Union oder auf die Europäische Gemeinschaft 
beinhaltet (Teil B.). Im Anschluß daran wird der Frage nachgegangen, ob mit 
dem Vertrag von Maastricht die Grenzen, die das Grundgesetz für Hoheits-
rechtsübertragungen aufstellt, überschritten worden sind (Teil C.). 

11 Stern,,  Bd. I, S. 535. 

2 Uhrig 


